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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Frau Lauenburger, wohnhaft: „unbekannt“ (letzte bekannte Anschrift 
Sunderlohstr. 41, 58091 Hagen) liegt beim Fachbereich Jugend und So-
ziales, wirtschaftliche Hilfen, Unterhaltsvorschuss, Berliner Platz 22, 

58089 Hagen folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Einstellungsbescheid der Stadt Hagen vom 02.06.2021, Aktenzeichen 
55/7126-47658, 52393 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle bei Frau Loock, 
Zimmer D 315, Tel. 207-2853, nach vorheriger telefonischer Absprache 

in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 

Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 15.06.2021                 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 3/20 (698) Fortbildungszentrum Lennestraße 
Verfahren nach § 13a BauGB 

hier:  
a) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungs-

verfahren 

b) Satzungsbeschluss 
c) Aufhebung entgegenstehender Pläne und Satzungen 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 25.02.2021 folgenden 
Beschluss gefasst: 

a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der öffent-
lichen und der privaten Belange die im Rahmen der Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebrachten 
Anregungen zurück bzw. entspricht ihnen im Sinne der nach-
folgenden Stellungnahmen der Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 

BauGB. Die Sitzungsvorlage wird Bestandteil des Beschlusses und 
ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 

 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausge-
hängten und zu diesem Beschluss gehörenden Bebauungsplan Nr. 

3/20 (698) Fortbildungszentrum Lennestraße - Verfahren nach § 13a 
BauGB gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung 
als Satzung. Dem Bebauungsplan ist die Begründung vom 

17.12.2020 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt und sie ist als Anlage 
Gegenstand der Niederschrift.  

 

c) Der Rat der Stadt Hagen beschließt, dass mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes Nr. 3/20 (698) Fortbildungszentrum Lennestraße– 
Verfahren nach § 13a BauGB die entgegenstehenden Fest-

setzungen des für dieses Plangebiet bisher maßgeblichen Be-
bauungsplanes Nr. 1/96 (480) 3. Änderung Gösselnhof -Haus der 
Wissenschaft und Weiterbildung- aufgehoben sind. Dasselbe gilt für 

die Festsetzungen älterer Pläne und Satzungen (z. B. Flucht-
linienpläne), die für das Plangebiet in früherer Zeit bestanden haben. 
Die Festsetzungen des neuen Bebauungsplanes gelten unein-

geschränkt. Sollte dieser Plan und die darin enthaltenen Fes-
tsetzungen unwirksam sein oder werden, gelten die vorgenannten al-
ten Pläne und Satzungen für diesen Teilbereich dennoch als auf-

gehoben. Ein zusätzlicher Aufhebungsbeschluss ist insoweit nicht er-
forderlich und wird dementsprechend nicht gefasst.  

 

Nächster Verfahrensschritt: 
 

Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren ist damit abge-

schlossen.   

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

Der vorstehende Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 3/20 (698) 

Fortbildungszentrum Lennestraße - Verfahren nach § 13a BauGB wird 
hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 
7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher bean-

standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 
 

§ 13a und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 Buch-
stabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29.9.2020 (GV. NRW. S. 916).  
 

Hingewiesen wird ferner: 
 

- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 

die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 
wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung eines Be-
bauungsplanes:  

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her-
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beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 

Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 be-

zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Ge-

setzbuches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes 
und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 

Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nichtzutreffend ermittelt oder bewertet wor-
den sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 

des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 S. 2, 

nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 Abs. 6 S. 1 sowie § 35 
Abs. 6 S. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren 

oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 
b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Infor-

mationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 nicht 

für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 

worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvor-
liegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 S. 1 der Inhalt der Bekannt-

machung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Inter-
net eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetportal des 
Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 
oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraus-
setzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 

Vorschriften verkannt worden sind; 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 

und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 

Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf un-

vollständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Sat-

zung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 
 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punk-

ten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu er-
teilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, 

wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Be-

bauungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 be-

zeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen 
Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hier-

bei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt wor-

den ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekannt-
machung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 

dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt wor-
den ist. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch 

in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend zu den 
Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (aufgehoben) 

2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechts-
wirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 

3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, 

auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2, gilt 
die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie ent-
sprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 durchgeführt 

worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist un-
beachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein 

für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher Man-
gel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 S. 4 

nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nach-vollziehbar 
ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vor-
haben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für 
die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Be-

schlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung maß-
gebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 sind, 
können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden, im 

Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Stadt Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bau-

ordnung, Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 Hagen) unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind. S. 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach          

§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 3/20 (698) Fort-
bildungszentrum Lennestraße - Verfahren nach § 13a BauGB als Sat-
zung in Kraft. 
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 3/20 und die 

Begründung vom 17.12.2020 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim 
Fachbereich Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt 
Hagen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 

dauernd während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 

http://www.hagen.de/
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Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der 

Stadt Hagen unter www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und Bauen ein-
gesehen werden. 
 

Hagen, 15.06.2021                  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister)  
 

 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
des Wirtschaftsbetriebes Hagen (WBH) –Anstalt des öffentlichen 

Rechts der Stadt Hagen 

Hinweisbekanntmachung nach § 16 des Gesetzes zur Verbesserung 
der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters in Nordrhein- Westfalen (Korruptionsbekäm-

pfungsgesetz - KorruptionsbG) vom 16. Dezember 2004 (GV.NRW. 
2005 S.1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2013 (GV. NRW. S. 875) 
 

Die mir gemäß § 16 KorruptionsbG von den Vorständen und den Mitglie-

dern des Verwaltungsrates erteilten Auskünfte können im Zeitraum vom  
 

25.06.2021 – 22.07.2021 
 

beim Wirtschaftsbetrieb Hagen, Eilper Str. 132 – 136, 58091 Hagen, 
nach vorheriger Terminabsprache während den üblichen Geschäfts-

zeiten, von jedermann eingesehen werden. 
Terminvereinbarungen sind telefonisch unter 02331/3677-213, montags 
– donnerstags in der Zeit von 08.00 – 15:00 Uhr sowie freitags in der Zeit 

von 08:00 – 12:30 Uhr, alternativ per Mail an wbh@wbh-hagen.de, 
möglich. 
 

Hagen, 09.06.2021         Henning Keune       Hans-Joachim Bihs 
                                       (Vorstandssprecher)      (Vorstand) 
 

 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Gemäß §§ 28 Absatz 1 Satz 1, 28a sowie des § 33 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen     
§ 28 Absatz 1 Satz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes 

vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert, § 28 Absatz 1 Satz 
2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I 
S. 587) neu gefasst und § 28a durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes 

vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) eingefügt und § 33 durch 
Artikel 1 Nummer 12 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 
148) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nr. 2 des 

Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes (IfSGB-NRW) vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b), § 16 Absatz 2 der Coronaschutzverordnung 
(CoronaSchVO) vom 12. Mai 2021 in der ab 15. Mai 2021 gültigen Fas-

sung, erlässt die Stadt Hagen folgende 
 

Allgemeinverfügung 

 
1. Die Allgemeinverfügung vom 11.06.2021, veröffentlicht im Amtsblatt 

Nr. 35/2021 vom 11.06.2021, wird mit Wirkung vom 18.06.2021 auf-

gehoben. 
 

2. Diese Anordnung ist sofort vollziehbar. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. 

Wird die Klage schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Abschriften beigefügt 
werden. Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevoll-
mächtigten versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen ange-

rechnet werden. 
 

Hagen, 16.06.2021                   Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Sitzung des Rates Nr. 04/2021, am Donnerstag 24.06.2021, um 14:00 

Uhr, Karl-Adam Halle, Vossacker 39, 58089 Hagen 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentlicher Teil 
 

1. Einwohnerfragestunde 
 

2. Mitteilungen 
 

3. Berichte 
 

3.1. Verkehrliche Erschließung und Baustellenverkehr des Neubau-
gebiets Auf der Gehre 

 

3.2. Digitalpakt - Umgang mit Kostensteigerungen bei der strukturierten 
Verkabelung 

 

4. Anfragen gemäß § 5 der Geschäftsordnung 
 

4.1. Anfrage der Ratsgruppe FDP 

hier: Nutzung digitaler Endgeräte an Schulen 
 

4.2. Anfrage der Ratsgruppe Die Linke. 

hier: City-Maut für Schwertransporte 
 

5. Vorschläge zur Tagesordnung gemäß § 6 der Geschäftsordnung 
des Rates 

 

5.1. Vorschlag der SPD-Fraktion 
hier: Umsetzung politischer Beschlüsse und Nachverfolgung 

 

5.2. Vorschlag der Fraktionen CDU, Bündnis 90 / Die Grünen, Hagen 
Aktiv sowie der Ratsgruppe FDP 

hier: Onlinezugangsgesetz: Umsetzungsstand und Priorisierung 
 

5.3. Ausschussumbesetzungen 
 

6. Tagesordnungspunkte der Verwaltung 
 

6.1. Wiederwahl des Beigeordneten Christoph Gerbersmann, VB 2, und 
weitere Bestellung zum Stadtkämmerer und Ersten Beigeordneten 

 

6.2. Bestellung von Arbeitnehmervertreter*innen in den Aufsichtsrat der 
HUI GmbH Hagener Umweltservice- und Investitionsgesellschaft 
(HUI) 

 

6.3. Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters/ einer stimm-

berechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche 
Gesellschafterversammlung der Hagener Gemeinnützige Woh-
nungsgesellschaft mbH (ha.ge.we) 

 

6.4. Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters bzw. einer stimm-

berechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche Gesell-
schafterversammlung der Hagener Versorgungs- und Verkehrs-
GmbH sowie für die ordentliche Hauptversammlung der Hagener 

Straßenbahn AG 
 

6.5. Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters bzw. einer stimm-
berechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche 
Gesellschafterversammlung der Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsgesellschaft Werkhof gGmbH und für die ordentliche 

Gesellschafterversammlung der HaWeD Hagener Werk- und 
Dienstleistungs-GmbH 

 

6.6. Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters bzw. einer 
stimmberechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche 

Gesellschafterversammlung der BSH Betrieb für 
Sozialeinrichtungen Hagen gem. GmbH. 

 

6.7. Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters bzw. einer stimm-
berechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche 

Gesellschafterversammlung der Stadtbeleuchtung Hagen GmbH 
am 28.05.2021 

 

6.8. Bestätigung der Bevollmächtigung des Verhinderungsvertreters für 
die Gesellschafterversammlung HAGENagentur 

 

6.9. Genehmigung der Eilentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 S. 2 GO 
NRW Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters / einer stimm-

berechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die ordentliche Gesell-
schafterversammlung der ARCADEON/HWW Seminar- und 
Tagungsbetrieb GmbH 

http://www.hagen.de/
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6.10. Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 

S. 2 GO NRW Bestellung eines stimmberechtigten Vertreters/ einer 
stimmberechtigten Vertreterin der Stadt Hagen für die Gesell-
schafterversammlung der HAGENagentur Gesellschaft für Wirt-

schaftsförderung, Stadtmarketing und Tourismus mbH 
(HAGENagentur) (0561/2021) 

 

6.11. Feststellung des Gesamtabschlusses 2018 
 

6.12. Beschluss über den Verzicht auf die Aufstellung eines Gesamt-
abschlusses 2020 

 

6.13. Änderung der Rechnungsprüfungsordnung 
 

6.14. Satzung des Jugendrates der Stadt Hagen 
 

6.15. Gesellschaftsvertrag Stadtbeleuchtung Hagen GmbH 
 

6.16. Jahresabschluss 2020 der Gesellschaft für Immobilien- und aktive 
Vermögensnutzung der Stadt Hagen mbH (G.I.V.) sowie der 

Gesellschaft für Immobilienservice mbH, Hagen (GIS) und der HUI 
GmbH, Hagener Umweltservice- und Investitionsgesellschaft 
Hagen. 

 

6.17. Verwendung Jahresüberschuss 2020 der Sparkasse 

HagenHerdecke / Entlastung der Organe der Sparkasse 
 

6.18. Beschlüsse zum Jahresabschluss der HAGENagentur Gesellschaft 

für Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing und Tourismus mbH 
(HAGENagentur GmbH) 

 

6.19. Ausübung des Stimmrechtes aus den Anteilen der Mark-E Ent-
sorgungsbeteiligung mbH durch die Hagener Versorgungs- und 

Verkehrs-GmbH (HVG) in der Gesellschafterversammlung der HEB 
GmbH Hagener Entsorgungsbetrieb (HEB) 

 

6.20. Bildung einer Einigungsstelle gemäß § 67 Landespersonal-
vertretungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPVG NRW) 

 

6.21. Anträge von Firmen auf Stundung von Gewerbesteuern aufgrund 
der Corona-Epidemie 

 

6.22. Änderung des Bewohnerparkkonzepts 

hier: Geltungsbereich 
 

6.23. Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 
S. 2 GO NRW über die Finanzierung des Eigenanteils des Investi-
tionsprogramms Ganztagsausbau NRW aus der Bildungs-

pauschale (Vorlage 0564/2021) 
 

6.24. Errichtung einer Kindertageseinrichtung in der Prentzelstraße 6 
 

6.25. Berichterstattung zum Kommunalinvestitionsförderungsgesetz 

(KInvFG) 1. und 2. Kapitel 
 

6.26. Schwimmen in Hohenlimburg  
hier: Sanierung Richard-Römer-Lennebad 

 

6.27. Umbenennung des Kirchenbergstadions 
 

6.28. Masterplan "Nachhaltige Mobilität" - Stand der Bearbeitung 
 

6.29. Stellungnahme der Stadt Hagen zum Entwurf des Regionalplans 
Arnsberg 

 

6.30. Quantitative Betrachtung zum Handlungskonzept Wohnen 
 

6.31. Westside Hbf - Ergebnisse der Machbarkeitsstudie "Revitalisierung  
EÜ Werdestraße Hagen" sowie Darstellung und Bewertung der 

Erschließungsvarianten zur Entwicklungsfläche Westside Hbf 
 

6.32. Satzung über Festlegung des im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils gemäß § 34 Abs. 2 BBauG für den Bereich 
"Lessingstraße/Malmkestraße" 
hier: a) Umstellung des Aufhebungsverfahrens auf das Verfahren 

nach § 34 Abs. 4 BauGB und b) Öffentliche Auslegung 
 

6.33. Erstmalige Verlängerung der Geltungsdauer der Veränderungs-
sperre für den Geltungsbereich des aufzustellenden Bebau-
ungsplans I. Nachtragssatzung zum Bebauungsplan Nr. 3/63 des 

Geländes zwischen der Schwerter-, Turm- und Kleine Straße - 1. 
Änderung 

 

6.34. Bebauungsplan Nr. 4/21 (707) Wohnbebauung Dorfstraße 
Garenfeld 

6.35. Teiländerung des Flächennutzungsplans Nr. 115 Wohnbebauung 

Dorfstraße Garenfeld 
 

6.36. Kommunale Nachhaltigkeitsstrategie für Hagen: Projekt Global 
Nachhaltige Kommune NRW 

 

6.37. Sachstand Integriertes Klimaanpassungskonzept 
 

7. Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung des Rates 
 

II. Nichtöffentlicher Teil 
 

1. Mitteilungen 
 

2. Berichte 
 

2.1. Beteiligungsangelegenheit 
 

3. Anfragen gemäß § 5 der Geschäftsordnung des Rates 
 

keine 
 

4. Vorschläge zur Tagesordnung gemäß § 6 Geschäftsordnung des 
Rates 

 

keine 
  

5. Tagesordnungspunkte der Verwaltung 
 

5.1. Personalangelegenheit 
 

5.2. Personalangelegenheit 
 

5.3. Personalangelegenheit 
 

5.4. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.5. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.6. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.7. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.8. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.9. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.10. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.11. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.12. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.13. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.14. Beteiligungsangelegenheit 
 

5.15. Grundstücksangelegenheit 
 

6. Veröffentlichungen 
 

7. Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung des Rates 
 

Hagen, 16.06.2021                 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 

(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               

Außenanlagen KiTa Jungfernbruch 

Typ: VOB/A Ausschreibung  

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 24.06.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte  

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYB9 

 

Erschließung Gehrstraße 

Typ: VOB/A Ausschreibung  

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 24.06.2021  

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte  

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYBP 

 

Defibrillatoren für die Hagener Schulen und Sportstätten 

Typ: VgV Ausschreibung  

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 02.07.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung  

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYY42 
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